[image: ]





Öffentliche Ausschreibung

EU-Audit-Zertifikate
für die zweckmäßige Verwendung der Fördergelder der
EU-Rahmenprogramme HEU und FP10

Vergabenummer: 9_40_40_VOL_EM12_IR_01_26



Teil D_Vertrag


Inhaltsverzeichnis

1.	Zustandekommen des Vertrages und Vertragsparteien	3
2.	Gegenstand des Vertrags	4
2.1	Rahmenbedingungen	4
2.2	Gegenstand der Leistung und Leistungsumfang	4
2.3	Ausführungsfristen	5
2.4	Qualifikation der Prüfer und Kontinuität der Leistungserbringung	5
3.	Preise	6
4.	Vertragszeitraum	7
5.	Rechnungsstellung und Zahlung	7
6.	Kündigung / Rücktritt / Haftung	8
7.	Vertraulichkeit und Datenschutz	9
8.	Rechtsgeltung und –rangigkeit	9
9.	Salvatorische Klausel	9



Rahmenvertrag über die Durchführung von EU-Audit-Zertifikate für die zweckmäßige Verwendung der Fördergelder der EU-Rahmenprogramme HEU und FP 10
1. [bookmark: _Toc108436077]Zustandekommen des Vertrages und Vertragsparteien
Dieser Vertrag kommt, auf der Grundlage des Angebotes des Auftragnehmers (hierzu gehört auch dieser, im Rahmen der Angebotsabgabe, zunächst einseitig vom Auftragnehmer, unterschriebene Vertrag), mit Unterschrift des Auftraggebers auf diesem Vertrag, zu Stande.
Der Auftraggeber wird dem Auftragnehmer die Auftragserteilung zudem mit gesondertem Schreiben, mitteilen.
Im Auftragsfalle definieren sich die Vertragsparteien wie folgt:

     
(hier den vollständigen Firmennamen und Sitz des Auftragnehmers eintragen)

im Folgenden „Auftragnehmer“ genannt

und

Der Johann Wolfgang Goethe-Universität (GU)
Theodor-W.-Adorno-Platz 1
60323 Frankfurt am Main
Im Folgenden „Auftraggeber“ genannt



2. [bookmark: _Toc108436078]Gegenstand des Vertrags
2.1 [bookmark: _Toc108436079]Rahmenbedingungen
Durch die Mittelverwendungsprüfungen der EU-Projekte muss die Europäische Kommission sicherstellen, dass die Fördergelder zweckgemäß entsprechend der vertraglichen Vereinbarungen (gemäß Zuwendungsvertrag / Grant Agreement) verwendet werden. Dazu ergeben sich unterschiedliche Ebenen des Prüfungsrechts der Kommission, die ebenfalls vertraglich geregelt sind.
Sofern bestimmte Kriterien erfüllt sind, müssen EU-Projekte im Rahmen eines First Level Audits durch eine unabhängige Stelle, welche nicht an der Erstellung des Financial Statements beteiligt ist, auditiert werden (z.B. durch die Interne Revision oder einen Wirtschaftsprüfer).
Diese sogenannten First Level Audits sind eine präventive ex-ante-Kontrolle und im Rahmen der Einreichung bzw. Erstellung des Financial Statements durchzuführen.
Das Auditzertifikat (Certificate on the Financial Statements bzw. Bescheinigung für die Kostenaufstellung) dient dazu, die korrekte Abrechnung der erstattungsfähigen Kosten im Projekt nachzuweisen, d.h. es wird bestätigt, dass die geltend gemachten Kosten der den Förderbedingungen der EU entsprechen.
Horizon Europe (HEU) ist das Rahmenprogramm der Europäischen Union für Forschung und Innovation. Als Förderprogramm zielt es darauf ab, EU-weit gesellschaftliche Herausforderungen, wie den Klimawandel, Gesundheitsthemen, Nachhaltigkeit sowie digitale Transformation und Sicherheit anzugehen. Mit dem Rahmenprogramm soll die wissenschaftliche und technologische Exzellenz in der EU gestärkt, die Wettbewerbsfähigkeit Europas gefördert sowie die Zusammenarbeit im Europäischen Forschungsraum gestärkt werden. Auditzertifikate sind ab einem EU-Beitrag von direkten und indirekten Kosten in Höhe von EUR 430.000 am Ende des Projektes pro Partner verpflichtend und müssen von einem qualifizierten Wirtschaftsprüfer oder internem Auditor erstellt werden.
Das ab 2028 an HEU anschließende und voraussichtlich bis 2034 geltende 10. Rahmenprogramm für Forschung und Innovation (FP 10) zielt darauf ab, Europas Wettbewerbsfähigkeit und Autonomie weiter zu stärken, die Exzellenz in der europäischen Wissenschaft zu fördern und Innovationen schneller in den Markt zu bringen. Gleichwohl die Rechtsgrundlage für FP 10 noch nicht beschlossen ist, wird damit gerechnet, dass der o.g. Schwellenwert für Auditzertifikate weiterhin bestehen wird. 
Der Drittmittelgeber, die Europäische Kommission, hat die Prüfungsanforderungen wie folgt festgehalten:
· Für HEU finden Sie ein Beispiel eines entsprechenden Vertrages unter: 
https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/opportunities/docs/2021-2027/horizon/agr-contr/unit-mga_he_en.pdf

2.2 [bookmark: _Toc108436080]Gegenstand der Leistung und Leistungsumfang
Der Auftragnehmer wird in der Vertragslaufzeit, in seiner Eigenschaft als unabhängige*r Wirtschaftsprüfende*r, bzw. Wirtschaftsprüferunternehmen, mit der Prüfung und Zertifizierung von einschlägigen (s. Definition unter 2.1) EU-Projekten, beauftragt. Eine Auflistung der aufgeführten EU-Projekte finden Sie unter Teil B_Anlage 2).
Die anzubietende Leistung umfasst:
· Die ergänzende Prüfung und Testierung der in Teil B_Anlage 2 genannten EU-Projekte gemäß den Vorgaben der EU-Finanzhilfevereinbarung, deren Auditierung innerhalb der Vertragslaufzeit fällt.
· Entsprechende Prüfung und Testierung von zusätzlichen, nicht in Teil B_Anlage 2 gelisteten Projekten, im Einzelfall, während der Vertragslaufzeit, maximal 20% der Auftragssumme.
· Beratende Unterstützung von Mitarbeitenden des Auftraggebers im Zuge der Koordination der Prüfungen. 
· Der Geltungsbereich dieses Vertrages erfasst alle Fachbereiche der GU, die Fördermittel nach den EU-Rahmenprogrammen in Anspruch nehmen.
Die Beauftragung erfolgt jeweils als Einzelauftrag, auf der Grundlage dieses Rahmenvertrages. Daneben sind auch Sammelbeauftragungen mehrerer Leistungen zulässig.
Das maximale Auftragsvolumen wird vom Auftraggeber, nach aktuellem Erkenntnisstand, wie folgt geschätzt:
Anfall von ca. sechs Prüfungen pro Jahr. Auditkosten pro Jahr aktuell ca. EUR 29.000 zuzüglich der jeweils geltenden gesetzlichen Mehrwertsteuer.
Diese Angaben dienen lediglich der Information des Auftragnehmers, über das geschätzte Auftragsvolumen, entfalten jedoch keine Bindungswirkung für den Auftraggeber.
Der Auftragnehmer hat insofern keinen Anspruch auf die Ausschöpfung eines bestimmten Auftrags-/ Prüfungskontingents, oder des v.g. Auftragsvolumens.
Ein Mehr- oder Minderbedarf an Prüfungen wird zu den rahmenvertraglich vereinbarten Preisen, beauftragt/ berechnet.
2.3 [bookmark: _Toc108436081]Ausführungsfristen
· Für einen Prüfungsauftrag übermittelt der Auftraggeber innerhalb von 5 Werktagen nach Periodenende die Höhe der abzurechnenden Ausgaben (aufgeschlüsselt in den jeweils geltenden Kostenkategorien, wie beispielsweise Personal-, Reise-, Sach-, Investitions- bzw. Dienstleistungskosten) einen Kontoauszug und die konkrete Finanzhilfevereinbarung. Dies dient der Planung und Bereitstellung entsprechender Ressourcen sowohl auf Seiten des Auftraggebers als auch Auftragnehmers. Der Auftragnehmer teilt darauf innerhalb von 5 Werktagen die detaillierten Anforderungen an die bereitzustellende Dokumentation mit.
· Über verkürzte Fristen, aufgrund abweichender EU-Fristvorgaben, wird der Auftraggeber den Auftragnehmer rechtzeitig informieren.
· Der Auftraggeber übermittelt die Dokumentation spätestens 25 Kalendertage vor Ablauf der Einreichungsfrist des Finanzberichts der EU.
· Der Auftragnehmer übermittelt dem Auftraggeber 10 Kalendertage vor Ablauf der Einreichungsfrist des Finanzberichts an die EU den ersten vollständigen Entwurf des Auditzertifikats, bzw. eine erste Stellungnahme zu dem einzureichenden Finanzbericht. Dies ermöglicht ggf. eine Nachbesserung.
· Die Vorlage des Auditzertifikats beim Auftraggeber erfolgt 5 Werktage vor Ablauf der Einreichungsfrist des Finanzberichts an die EU, damit es rechtsgültig unterschrieben werden kann.
· Das rechtsgültige Auditzertifikat wird durch den / die Projektleitende*n fristgerecht eingereicht.
2.4 [bookmark: _Toc108436082]Qualifikation der Prüfer und Kontinuität der Leistungserbringung
Alle Mitglieder des tatsächlich beim Auftraggeber zum Einsatz kommenden Prüfungsteams müssen die deutsche und englische Sprache, in Wort und Schrift, sicher beherrschen.
Zur Sichererstellung eines gleichbleibend hohen Niveaus in der Unterstützung des Auftraggebers über den gesamten Auftragszeitraum werden die nachfolgenden Vereinbarungen zum konkreten Mitarbeitereinsatz (unbeschadet der Wahrung der Unabhängigkeit des Auftragnehmers in der Wahrung seiner Prüfungsaufgaben) getroffen:
- Der Auftragnehmer als Institution im Allgemeinen sowie die verantwortlichen Mitarbeitenden im Besonderen verfügen über umfassende und langjährige Erfahrung bei der Durchführung von EU-Audit-Zertifikaten (insb. bei öffentlichen und kommunalen Institutionen) und bei der Prüfung, Beratung und im Umgang mit öffentlichen und kommunalen Institutionen.
- Der Einsatz von Mitarbeitenden mit den erforderlichen Mindestqualifikationen wird vom Auftragnehmer im gesamten Vertragszeitraum sichergestellt. Hierzu hat der Auftragnehmer einen Pool von Mitarbeitenden, mit den geforderten, unterschiedlichen Qualifikationen und Rollen, für die Abwicklung der vertraglich zugesicherten Dienstleistung vorzuhalten, um durch Krankheit, Urlaub, Weggang, bzw. Auftraggeber indizierte Wechsel von Mitarbeitenden (s. Punkt 5, 4. Spiegelstrich) entstehende Personalengpässe jederzeit ausgleichen zu können. Zudem hat er in seinem Realisierungskonzept darzustellen, wie Personalausfällen innerhalb des „Pools“ angemessen begegnet werden soll.
- Alle Mitarbeitenden des Auftragnehmers, die im „Mitarbeiterpool" für die Durchführung der Prüfung vor Ort zur Verfügung stehen sollen, sind dem Auftraggeber mit ihrem jeweiligen Leistungsprofil (Qualifikation, persönliche Referenzen und Erfahrungen mit vergleichbaren Prüfgegenständen) zu benennen. Der Auftraggeber behält sich den Ausschluss von Angeboten vor, die hinsichtlich der Qualifikation der benannten Mitarbeitenden, nicht den in der Angebotsunterlage geforderten Mindestqualifikationen, entsprechen. Der Auftraggeber behält sich in diesem Falle ebenfalls vor, alle hiervon betroffenen Auftragnehmer, zur Nachbenennung, ausreichend qualifizierter Personen, aufzufordern.
- Auf Anforderung des Auftraggebers sind nachbenannte, bzw. bereits benannte, bei der Vorstellung des designierten Prüfungsteams jedoch nicht anwesende Personen dem Auftraggeber, vor Auftragserteilung, persönlich vorzustellen.
3. [bookmark: _Toc108436083]Preise
Die Vergütung richtet sich ausschließlich nach dem Angebot, das der Auftragnehmer vorgelegt und der Auftraggeber angenommen hat, bzw. den hierzu vom Auftraggeber akzeptierten Vertragsanpassungen innerhalb des Vertragszeitraums.
Bei Berechnung der anfallenden Kosten wird das in der Teil B_Anlage 1 enthaltene Stunden- und Preisblatt zu Grunde gelegt.
Mit der Vergütung für die vertragsgegenständlichen Leistungen (EU-Audits) nach Ziffer 3 sind sämtliche für deren ordnungsgemäße Durchführung erforderlichen Leistungen und Kosten des Auftragnehmers abgegolten.
Die Preisangaben, für zusätzliche Leistungen des Auftragnehmers (z.B. für Beratungs- und Unterstützungsleistungen des Auftraggebers) sind als Stundensätze netto, vorzunehmen.
Darüber hinaus wird für ein Audit Certificate die Vergütung als Pauschale nach Maßgabe der in Anlage 1 festgelegten Staffelung berechnet. Die Spanne der Pauschale für ein Auditzertifikat liegt grundsätzlich zwischen 0,25% und 2% des Gesamtvolumens der Abrechnungsperiode. Maßgeblich ist das Gesamtvolumen der jeweiligen Abrechnungsperiode gemäß der EU-Finanzhilfevereinbarung. Mit der Pauschale sind sämtliche Leistungen und Kosten des Auftragnehmers für die Durchführung der jeweiligen Auditierung, einschließlich aller Sach- und Personalkosten sowie Vor- und Nachbereitungszeit, Rüst- und Reisezeiten, Reisekosten und Spesen, zuzüglich der jeweils geltenden Mehrwertsteuer, abgegolten. 
Fahrtkosten/ Spesen können nur für zusätzliche Leistungen des Auftragnehmers, gesondert in Rechnung gestellt werden. Fahrtkosten und Spesen für erforderliche Anreisen des Auftragnehmers, werden dabei nach tatsächlich nachgewiesenem Aufwand, jedoch mit maximal EUR 100 pro Reisetag (Summe aus Reisekosten und Spesen), vergütet. Reisezeiten und Übernachtungskosten werden nicht vergütet.
Die im Angebot angegebenen Preise sind, sofern die Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, in der zum Zeitpunkt der Angebotslegung, aktuellen Fassung, nichts Anderes bestimmen, Festpreise bis zum Ablauf des zweiten Vertragsjahres (31.03.2029). Danach ist die Preisanpassung, um jeweils einmalig max. 2% jährlich, in jedem weiteren Vertragsjahr (inklusive etwaiger Vertragsverlängerungen) möglich. Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber, über eine beabsichtigte Preisanpassung und die diese begründenden Faktoren (z.B. Tariferhöhungen), mindestens 4 Monate vor Ablauf des jeweiligen Vertragsjahres der regulären Vertragslaufzeit, oder einer entsprechend verlängerten Vertragslaufzeit, schriftlich zu informieren.
Ist eine solche Information nicht, bzw. nicht rechtzeitig erfolgt, gelten die bis dahin wirksam vereinbarten Vertragspreise, auch als Festpreise für das nachfolgende Vertragsjahr, des regulären, oder verlängerten Vertragszeitraumes.
Zusätzliche Leistungen sind nur vergütungspflichtig, wenn sie vor ihrer Erbringung vom Auftraggeber in Textform (z. B. per E-Mail) beauftragt wurden. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber vor einer solchen Beauftragung über die absehbare Notwendigkeit, den voraussichtlichen Umfang und die voraussichtlich entstehende Vergütung in Textform (z. B. per E-Mail) in Kenntnis setzen.
Der, den Abrechnungspreisen aufzuschlagende MwSt.-Anteil ergibt sich, aus den für die Leistung einschlägigen und zum Zeitpunkt des Entstehens der Steuerschuld geltenden Sätzen.
4. [bookmark: _Toc108436084]Vertragszeitraum
Die reguläre* Laufzeit dieses Vertrages beträgt 24 Monate.
Sie beginnt am 01.04.2027 und endet regulär am 31.03.2029. Nach Ablauf der regulären Vertragslaufzeit verlängert sich der Vertrag jeweils um ein weiteres Jahr bis 31.03.2030 bzw. 31.03.2031, unter Beibehaltung aller bis zum Ende der regulären Vertragslaufzeit getroffener vertraglichen Vereinbarungen, wenn nicht der Auftraggeber spätestens drei Monate vor Ablauf der jeweiligen Vertragslaufzeit schriftlich kündigt. Die Laufzeit des Vertrages beträgt maximal 4 Jahre und endet spätestens am 31.03.2031, soweit er nicht vorher gemäß Nr. 6 gekündigt wurde.
[bookmark: _Toc411496282]Danach gilt der Vertrag auch ohne gesonderte Kündigung als beendet. 
5. [bookmark: _Toc108436085]Rechnungsstellung und Zahlung
· Für Zahlungen gelten die AELB-G-U

· Auftraggeber und Auftragnehmer können, sofern keine Pauschalzahlung vereinbart wird, Abschlagszahlungen an die Dokumentation und Abnahme bestimmter Teilleistungen (Milestones), knüpfen, oder aber eine Abrechnung in bestimmten Festzeiträumen vereinbaren.

· Die Abrechnung erfolgt getrennt für die Hauptorganisation des Auftraggebers und jedes, der verbundenen Unternehmen, bzw. jede Beteiligungsgesellschaft.

· Bei einer ARGE erfolgt die Rechnungsbegleichung nur an den Hauptauftragnehmer, sofern keine abweichende Regelung mit dem Auftragnehmer getroffen wird.

Abrechnungen können ausschließlich, auf der Basis der dem Auftraggeber zuvor, bzw. gleichzeitig mit der Rechnung übersandten Dokumentationen bzw. Nachweise, nach Vorlage, einer nach dem gültigen Umsatzsteuergesetz (UStG) ordentlich erstellten und prüfbaren Rechnung vorgenommen werden. Rechnungen an den Auftraggeber sind unter Angabe**:

· der Audittitel
· des Vor- und Nachnamens des/ der o.g. Projekleitenden
· des Fachbereichs/Instituts des/ der o.g. Ansprechpartner*in
· der E-Mail-Adresse des/ der o.g. Ansprechpartner*in,

ausschließlich in elektronischer Form, an eine der nachfolgend angegebenen Funktionsadressen (abhängig vom Rechnungsformat) zu senden:

· geco@em.uni-frankfurt.de	PDF-Rechnungen
· gecox@em.uni-frankfurt.de XRechnung, ZUGFeRD

**	Sollten die v.g. Angaben auf Ihrer/Ihren Rechnung/en fehlen, behält sich der Auftraggeber vor, die entsprechende/n Rechnung/en an Sie zurückzusenden.

· Zahlungen werden grundsätzlich innerhalb 30 Kalendertagen, ab Rechnungseingang beim Auftraggeber (etwaige Skonto-Vereinbarungen ausgenommen) rein netto erbracht.

· Ein kürzeres Zahlungsziel (< 30 Kalendertage) darf auf den Rechnungen des Auftragnehmers nicht ausgewiesen werden.

· Wird ein Skonto gewährt, wird dies im Rahmen der Angebotswertung nur berücksichtigt, wenn der Auftragnehmer dem Auftraggeber eine Skonto-Frist von mindestens 21 Kalendertagen, für alle rechtzeitigen Zahlungen einräumt. Ein möglicher Skonto-Abzug ist, zusammen mit der Skonto-Frist, auf den Rechnungen des Auftragnehmers auszuweisen.

· Die Zahlungs-/ Skonto-Frist beginnt erst nach Zugang einer ordnungsgemäß erstellten und prüfbaren Rechnung, und nach Vorlage eines Leistungsnachweises hierzu, beim Auftraggeber.

· Der Auftraggeber ist berechtigt, nicht ordnungsgemäß erstellte, unrichtige oder nicht prüffähige Rechnungen an den Auftragnehmer zurückzusenden. Für eine nicht ordnungsgemäße oder nicht prüffähige Rechnung beginnt die Zahlungsfrist nicht zu laufen. Der Auftragnehmer hat die zurückgesandte Rechnung umgehend durch eine korrekt gestellte Rechnung zu ersetzen, wobei die Skonto-Frist erneut beginnt.
6. [bookmark: _Toc531677028][bookmark: _Toc108436086]Kündigung / Rücktritt / Haftung
Vorbehaltlich gesetzlicher Rücktritts- / Kündigungsrechte, und soweit nicht entsprechende Regelungen der Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, einzelnen der nachfolgenden Regelungen entgegenstehen, kann der Auftraggeber durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Auftragnehmer vom Vertrag zurücktreten bzw. den Vertrag fristlos kündigen, wenn:
-	Dem Auftraggeber Ausschlussgründe gem. §123 und/ oder §124 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) erst im Auftragszeitraum bekannt werden, gleich, ob diese bereits bei Auftragserteilung bestanden, oder erst im Auftragszeitraum entstanden sind.
-	Sofern der Auftragnehmer über Umstände, die zu Ausschlussgründen gem. §123 und/ oder §124 GWB führen, falsche Angaben gemacht hat.
-	Forderungen des Auftraggebers gegen den Auftragnehmer gepfändet werden.
-	Mehrfach und in wesentlichen Punkten gegen die getroffenen Vereinbarungen und Forderungen des Auftraggebers verstoßen wird.
-	Der Auftragnehmer mit anderen Bietern zum Nachteil des Auftraggebers eine gegen geltendes Recht oder die guten Sitten verstoßende Abrede zur Erzielung eines unangemessenen Preises getroffen hat.
Der Auftraggeber kann in diesen Fällen, über den Rücktritt hinaus, vom Auftragnehmer Schadensersatz gemäß den gesetzlichen Regelungen, verlangen.
Werden nach Vertragsabwicklung Gründe bekannt, welche die Annahme rechtfertigen, dass strafbare Handlungen im Sinne des §123 und/ oder §124 GWB zum Vertragsabschluss geführt haben, so ist der Auftraggeber berechtigt, auch nachträglich vom Vertrag zurückzutreten.
Kosten, die ihm durch den Rücktritt entstehen, hat der Auftragnehmer zu tragen.
Der Auftraggeber ist bei Verletzung der Auftragsbedingungen berechtigt, Ersatz für die hierdurch entstehenden Kosten und Schäden zu verlangen und/ oder, nach Maßgabe der nachfolgenden Regelungen, vom Vertrag zurückzutreten.
Erfüllt der Auftragnehmer Vertrags-/Auftragsbedingungen mehrfach nicht, so ist der Auftraggeber nach erfolgloser Mahnung an den Auftragnehmer berechtigt, diesen Vertrag jederzeit fristlos zu kündigen bzw. einzelne Leistungen oder aber die gesamte weitere Vertragsausführung im Zuge der „Ersatzvornahme“ durch einen Dritten auf Kosten des Auftragnehmers vornehmen zu lassen.
Mehraufwendungen, die dem Auftraggeber durch vom Auftragnehmer zu vertretende Verzögerungen oder Mangelleistungen entstehen, hat der Auftragnehmer zu tragen.
Dies gilt auch für Mehraufwendungen des Auftraggebers für die Beauftragung eines Dritten, im Zuge der „Ersatzvornahme“.
Der Auftragnehmer hat, im Falle des Rücktritts, oder der Kündigung des Vertrages, gleich ob durch Auftraggeber, oder Auftragnehmer erklärt, auf Verlangen des Auftraggebers, die Vertragsleistungen zu den Vertragskonditionen, bis zur Leistungsbereitschaft eines neuen Auftragnehmers, längstens jedoch für drei Monate, weiter zu erbringen, soweit dies rechtlich zulässig und mit der berufsrechtlich erforderlichen Unabhängigkeit des Auftragnehmers vereinbar ist.
Die gesetzlichen Regelungen zum Schadensersatz wegen Nichterfüllung bleiben hiervon unberührt.
Der Auftragnehmer haftet nach den gesetzlichen Vorschriften, für alle Personen-, Sach- und Vermögensschäden, die dem Auftraggeber oder Dritten durch eine Pflichtverletzung des Auftragnehmers, seiner Mitarbeitenden oder sonstigen Erfüllungsgehilfen entstehen. Eine Haftungsbeschränkung nach den Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, gilt nur, soweit sie wirksam vereinbart ist, diesem Vertrag nicht widerspricht und zwingendem Recht nicht entgegensteht. Der Auftragnehmer weist dem Auftraggeber auf Verlangen das Bestehen eines ausreichenden Berufshaftpflichtversicherungsschutzes in Höhe der jeweils geltenden Haftungshöchstsumme nach.
7. [bookmark: _Toc108436087]Vertraulichkeit und Datenschutz
Es gelten die Vorgaben aus den Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, sowie die Regelungen der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), in den, im Auftragszeitraum (inkl. etwaiger Verlängerungen) jeweils gültigen Fassungen. Soweit dies aufgrund der konkreten Ausgestaltung der Verarbeitung personenbezogener Daten erforderlich ist, schließen die Parteien vor Beginn der Verarbeitung eine geeignete datenschutzrechtliche Vereinbarung.
8. [bookmark: _Toc108436088]Rechtsgeltung und –rangigkeit
Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) des Auftragnehmers, (ausgenommen hiervon sind die, bereits in den Vertragsbedingungen einbezogenen und ansonsten nachrangig geltenden, Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften), sind ausgeschlossen, sonstige bedürfen der schriftlichen Anerkennung durch den Auftraggeber.
Sämtliche Vereinbarungen, die den Vertrag ändern, ergänzen oder konkretisieren, sowie sonstige Zusicherungen und Abreden sind schriftlich niederzulegen. Dies gilt auch für Änderungen und/ oder Ergänzungen dieser Klausel.
Solche Vereinbarungen können zudem nur wirksam getroffen werden, wenn sie vom Einkaufsmanagement der Goethe- Universität, oder einer, von diesem, als vertragsverantwortliche Person benannten Mitarbeitenden, schriftlich bestätigt werden. Auftragsbestätigungen und Leistungsnachweise des Auftragnehmers konkretisieren die Rahmenvertragsbedingungen, ausschließlich bezogen auf den Ort und den Zeitpunkt einer konkreten Leistung, im Rahmen der ursprünglichen, bzw. der bis zu diesem Zeitpunkt wirksam angepassten vertraglichen Vereinbarungen.
Hiervon abweichende Formulierungen und Texte in Auftragsbestätigungen und/ oder Leistungsnachweisen gelten als nicht vereinbart, auch wenn solche im Einzelfall von Mitarbeitenden des Auftraggebers bestätigt worden sein sollten.
Es gelten ausschließlich die nachfolgenden Vertragsbedingungen, in der Rangfolge ihrer Nennung:
1. Das vom Auftragnehmer ausgefüllte Stunden- und Preisblatt des Auftraggebers (Teil B_Anlage 1)
2. Dieser Vertrag nebst Anlage AELB-G-U
3. Das Realisierungskonzept des Auftragnehmers (Teil B_Anlage 3)
4. Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, in der zum jeweiligen Zeitpunkt gültigen Fassung
5. Die dem dargestellten Vertragszweck dienenden und unterstützenden gesetzlichen Vorschriften, Datenschutz (DSGV)- und Unfallverhütungsvorschriften und behördliche Bestimmungen sowie Normen und Richtlinien in ihrer, zum Zeitpunkt der Leistungserbringung, gültigen Fassung.
6. BGB
Erfüllungsort für alle Teile ist Frankfurt am Main.
Ausschließlicher Gerichtsstand ist das für den Sitz des Auftraggebers zuständige Gericht.
Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland als vereinbart.
Die Regelungen über Gerichtsstand und Rechtsgeltung finden auch auf versicherungsrechtliche Streitigkeiten Anwendung.
9. [bookmark: _Toc108436089]Salvatorische Klausel
Sollten einzelne oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so werden die übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung soll eine angemessene Regelung treten, die – soweit rechtlich möglich – dem am nächsten kommt, was die Vertragsparteien wirtschaftlich gewollt haben. Dies gilt auch für Lücken des Vertrages.

Für den Auftragnehmer:				      Für den Auftraggeber:
Ort, Datum						                Ort, Datum
     							     


Firmenstempel und Unterschrift			      Firmenstempel und Unterschrift




Mit meiner/ unserer Unterschrift erkenne ich/ erkennen wir die Inhalte dieses Vertrages, die Verbindlichkeit meiner/ unserer Preisangaben vollinhaltlich an.
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